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Antragsteller CDU und Bündnis 90 / Die Grünen 

 
Beratungsfolge Termin Bemerkung 
Haupt- und Finanzausschuss 11.10.2022 vorberatend 
Gemeindevertretung 20.10.2022 beschließend 

 
Antrag der CDU und Bündnis 90 / Die Grünen zur Anpassung der Friedhofsgebühren 
 
 
Antrag: 
 
Die Gemeindevertretung beschließt, die Friedhofsgebühren für das Jahr 2023 sowie für die 
beiden darauffolgenden Jahre 2024 und 2025 um jeweils 8% p.a. anzuheben (die Beträge 
sind dabei auf volle Euro aufzurunden). Gleichzeitig beschließt die Gemeindevertretung, 
dass der HFA in den Jahren 2023 und 2024 alle Gebührenordnungen der Gemeinde bzgl. 
des jeweiligen individuellen Kostendeckungsgrades überprüft und ggfs. Klauseln für einen 
automatisierten Inflationsausgleich in den jeweiligen Gebührenordnungen aufnimmt. Die an-
gepassten Gebührenordnungen werden der Gemeindevertretung zur Abstimmung vorgelegt. 
Der Antrag soll im HFA beraten und im Zusammenhang mit den Gebühren- und Haushalts-
beratungen abgestimmt werden. 
 
 
Begründung: 
 
Die Gebührenordnung zur Friedhofsatzung der Gemeinde Glashütten weist aktuell einen 
sehr geringen Kostendeckungsgrad auf. Aufgrund der aktuellen Inflation (sie könnte noch in 
diesem Jahr zweistellig ausfallen) ist aus Sicht der antragstellenden Fraktionen schnelles 
Handeln erforderlich. Auch gegenüber der Kommunalaufsicht muss deutlich werden, dass 
sich die Gemeinde der Problematik der nicht kostendeckenden Friedhofsgebühren annimmt. 
Die Friedhofsgebühren sind jedoch nur ein erster Schritt. Damit sich die Gemeindevertretung 
nicht fortlaufend mit den einzelnen Gebührenordnungen beschäftigen muss, soll der HFA für 
die jeweiligen Gebührenordnungen eine Klausel für einen automatisierten Inflationsausgleich 
erarbeiten. Anpassungen aufgrund struktureller Änderungen sind davon natürlich ausgenom-
men. Durch die neue Inflationsklausel können Gebührensprünge aufgrund sinkender Kosten-
deckungsgrade vermieden werden. 
 
gez. Carmen Mildenberger / Dr. Lutz Riehl  
(Fraktionsvorsitz CDU) 
 
 
gez. Dietmar Saljé 
(Fraktionsvorsitz Bündnis 90 / Die Grünen 
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